
Einladung zur 
Hauptversammlung
2009





Die Aktionäre unserer Gesellschaft 
werden hiermit zu der am

Donnerstag, dem 7. Mai 2009, 10.00 Uhr,

im Congress Center Rosengarten, Musensaal,
Rosengartenplatz 2, 68161 Mannheim, stattfindenden

ordentlichen Hauptversammlung

eingeladen.

Ordentliche 
Hauptversammlung
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Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebil-
ligten Konzernabschlusses und der Lageberichte für die 
Bilfinger Berger AG und den Konzern sowie des Berichts des
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2008 und des erläutern-
den Berichts des Vorstands zu den Angaben nach § 289 
Abs. 4, § 315 Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs (HGB)

Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu
beschließen:

Der im Jahresabschluss des Geschäftsjahrs 2008 ausge-
wiesene Bilanzgewinn von EUR 74.392.204,– wird wie
folgt verwendet:

1.

2.

Tagesordnung
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EUR 70.624.204,-

EUR 3.768.000,-

EUR 74.392.204,-

Ausschüttung einer Dividende von EUR 2,00

je dividendenberechtigter Stückaktie

Vortrag des verbleibenden Restbetrags 
auf neue Rechnung

Bilanzgewinn



Dieser Gewinnverwendungsvorschlag basiert auf dem
am 20. Februar 2009 (Tag der Aufstellung des Jahresab-
schlusses) dividendenberechtigten Grundkapital in
Höhe von EUR 105.936.306,– eingeteilt in 35.312.102
Stückaktien. Aufgrund einer Veränderung im Bestand
eigener Aktien kann sich die Anzahl der dividenden-
berechtigten Aktien bis zum Zeitpunkt der Beschluss-
fassung über die Verwendung des Bilanzgewinns verän-
dern. In diesem Fall werden Vorstand und Aufsichtsrat in
der Hauptversammlung bei unveränderter Ausschüt-
tung von EUR 2,00 je dividendenberechtigter Stückaktie
einen entsprechend angepassten Beschlussvorschlag 
zur Gewinnverwendung unterbreiten. Die Anpassung
erfolgt dabei wie folgt: Sofern sich die Anzahl der divi-
dendenberechtigten Aktien und damit die Dividenden-
summe erhöht, verringert sich der Vortrag auf neue
Rechnung entsprechend. Sofern sich die Anzahl der divi-
dendenberechtigten Aktien und damit die Dividenden-
summe verringert, erhöht sich der Vortrag auf neue
Rechnung entsprechend.

Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das
Geschäftsjahr 2008

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im
Geschäftsjahr 2008 amtierenden Mitgliedern des Vor-
stands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für
das Geschäftsjahr 2008

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im
Geschäftsjahr 2008 amtierenden Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

3.

4.
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Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprü-
fers für das Geschäftsjahr 2009 sowie des Abschlussprüfers
für eine prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlusses
und des Zwischenlageberichts gemäß §§ 37w Abs. 5, 37y 
Nr. 2 des Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG)

Der Aufsichtsrat schlägt vor, wie folgt zu beschließen:

a) Die Ernst & Young AG Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Steuerberatungsgesellschaft, Mannheim, wird
zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer
für das Geschäftsjahr 2009 bestellt.

b) Die Ernst & Young AG Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Steuerberatungsgesellschaft, Mannheim, wird
zudem zum Abschlussprüfer für eine prüferische
Durchsicht des verkürzten Abschlusses und des Zwi-
schenlageberichts gemäß §§ 37w Abs. 5, 37y Nr. 2 des
Wertpapierhandelsgesetzes im Geschäftsjahr 2009
bestellt.

Beschlussfassung über die Schaffung eines Genehmigten
Kapitals 2009 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen, die Auf-
hebung des bestehenden genehmigten Kapitals I und die
entsprechende Änderung von § 4 der Satzung

Das genehmigte Kapital I gemäß § 4 Abs. 3 der Satzung,
das im Mai 2011 ausläuft, soll bereits im laufenden
Geschäftsjahr durch ein neues genehmigtes Kapital, das
Genehmigte Kapital 2009, ersetzt werden.

5.

6.

4



Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu
beschließen:

a) Das genehmigte Kapital I gemäß § 4 Abs. 3 der Sat-
zung wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintra-
gung des nachfolgend bestimmten Genehmigten
Kapitals 2009 aufgehoben.

b) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der
Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis
zum 6. Mai 2014 um bis zu EUR 55.500.000,– durch
einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den
Inhaber lautender Stückaktien zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2009). Die Ausgabe neuer Aktien kann
dabei gegen Bar- und/oder Sacheinlagen erfolgen.
Die neuen Aktien sind den Aktionären zum Bezug
anzubieten. Der Vorstand wird, beschränkt auf neue
Aktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital
von insgesamt bis zu EUR 22.300.000,–, ermächtigt,
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche
Bezugsrecht der Aktionäre bei Ausgabe der neuen
Aktien in folgenden Fällen auszuschließen:

• für Spitzenbeträge,

• soweit es erforderlich ist, um den Inhabern und/oder
Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrech-
ten bzw. den Schuldnern von Wandlungs- und/oder
Optionspflichten aus Schuldverschreibungen, die von
der Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen
ausgegeben worden sind, ein Bezugsrecht auf neue
Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen
nach Ausübung der Wandlungs- und/oder Options-
rechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- und/oder
Optionspflichten zustände,
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• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt
und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht
ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige
Betrag am Grundkapital zehn Prozent des Grundkapi-
tals nicht überschreitet und der Ausgabebetrag der
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsenno-
tierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung
zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-
gabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im
Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 Aktien-
gesetz (AktG) unterschreitet; maßgeblich ist entwe-
der das zum 7. Mai 2009, das zum Zeitpunkt der Ein-
tragung der Ermächtigung oder das zum Zeitpunkt
der Ausgabe der neuen Aktien vorhandene Grund-
kapital, je nachdem zu welchem dieser Zeitpunkte
der Grundkapitalbetrag am geringsten ist; das auf
zehn Prozent des Grundkapitals beschränkte Volu-
men verringert sich um den anteiligen Betrag am
Grundkapital, der auf Aktien entfällt oder auf 
den sich Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw.
-pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die
nach Beginn des 7. Mai 2009 unter Bezugsrechtsaus-
schluss in unmittelbarer, entsprechender oder sinn-
gemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
ausgegeben oder veräußert worden sind,

• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur
Gewährung von neuen Aktien als Gegenleistung im
Rahmen des Zusammenschlusses mit anderen Unter-
nehmen oder im Rahmen des Erwerbs von Unterneh-
men, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an
Unternehmen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmig-
ten Kapital 2009 festzulegen.
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c) § 4 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der
Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis
zum 6. Mai 2014 um bis zu EUR 55.500.000,– durch
einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den
Inhaber lautender Stückaktien zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2009). Die Ausgabe neuer Aktien kann
dabei gegen Bar- und/oder Sacheinlagen erfolgen.
Die neuen Aktien sind den Aktionären zum Bezug
anzubieten. Der Vorstand ist, beschränkt auf neue
Aktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital
von insgesamt bis zu EUR 22.300.000,–, ermächtigt,
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche
Bezugsrecht der Aktionäre bei Ausgabe der neuen
Aktien in folgenden Fällen auszuschließen:

• für Spitzenbeträge,

• soweit es erforderlich ist, um den Inhabern und/oder
Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrech-
ten bzw. den Schuldnern von Wandlungs- und/oder
Optionspflichten aus Schuldverschreibungen, die von
der Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen
ausgegeben worden sind, ein Bezugsrecht auf neue
Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen
nach Ausübung der Wandlungs- und/oder Options-
rechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- und/oder
Optionspflichten zustände,

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt
und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht
ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige
Betrag am Grundkapital zehn Prozent des Grundkapi-
tals nicht überschreitet und der Ausgabebetrag der
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsenno-
tierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung
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zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-
gabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im
Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
unterschreitet; maßgeblich ist entweder das zum 
7. Mai 2009, das zum Zeitpunkt der Eintragung der
Ermächtigung oder das zum Zeitpunkt der Ausgabe
der neuen Aktien vorhandene Grundkapital, je nach-
dem zu welchem dieser Zeitpunkte der Grundkapital-
betrag am geringsten ist; das auf zehn Prozent des
Grundkapitals beschränkte Volumen verringert sich
um den anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf
Aktien entfällt oder auf den sich Wandlungs-
und/oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuld-
verschreibungen beziehen, die nach Beginn des 7. Mai
2009 unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer,
entsprechender oder sinngemäßer Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert
worden sind,

• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur
Gewährung von neuen Aktien als Gegenleistung im
Rahmen des Zusammenschlusses mit anderen Unter-
nehmen oder im Rahmen des Erwerbs von Unterneh-
men, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an
Unternehmen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmig-
ten Kapital 2009 festzulegen.“
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Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zum Erwerb
und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8
AktG mit möglichem Ausschluss des Bezugs- und eines
etwaigen Andienungsrechts

Die von der Hauptversammlung am 21. Mai 2008 erteilte
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien läuft am 
20. November 2009 aus. Sie soll durch eine neue Ermäch-
tigung ersetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu
beschließen:

a) Die von der Hauptversammlung am 21. Mai 2008
beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener
Aktien wird mit Wirksamwerden der nachfolgenden
Ermächtigung aufgehoben; die Ermächtigungen im
Hauptversammlungsbeschluss vom 21. Mai 2008 zur
Verwendung erworbener eigener Aktien bleiben
davon unberührt.

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 6. November
2010 mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene
Aktien der Gesellschaft mit einem auf diese entfal-
lenden Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu
EUR 11.158.830,– zu erwerben mit der Maßgabe, dass
auf die aufgrund dieser Ermächtigung zu erwerben-
den Aktien zusammen mit anderen Aktien der
Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erwor-
ben hat und noch besitzt oder die ihr gemäß §§ 71 d
und 71 e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt
mehr als zehn Prozent des Grundkapitals der Gesell-
schaft entfallen.

7.
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Der Erwerb erfolgt unter Wahrung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes (§ 53a AktG) über die Börse oder
mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentli-
chen Erwerbsangebots. Im Fall des Erwerbs über die
Börse darf der Erwerbspreis (ohne Erwerbsnebenkos-
ten) den am Tag des Erwerbs in der Eröffnungsaukti-
on ermittelten Börsenpreis der Bilfinger Berger-Aktie
im XETRA-Handel der Deutsche Börse AG (oder einem
vergleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr als
zehn Prozent überschreiten und um nicht mehr als
zehn Prozent unterschreiten. Bei einem öffentlichen
Erwerbsangebot darf der Angebotspreis (ohne
Erwerbsnebenkosten) den durchschnittlichen Bör-
senpreis der Aktie der Gesellschaft an den letzten drei
Börsentagen vor dem Tag der Veröffentlichung des
Erwerbsangebots, ermittelt auf der Basis des arithme-
tischen Mittels der Schlussauktionspreise der Bilfin-
ger Berger-Aktie im XETRA-Handel der Deutsche
Börse AG (oder einem vergleichbaren Nachfolgesys-
tem), um nicht mehr als zehn Prozent überschreiten
und um nicht mehr als zehn Prozent unterschreiten.
Das Volumen des Angebots kann begrenzt werden.
Sofern die Gesamtzahl der auf ein öffentliches
Erwerbsangebot hin angedienten Aktien dessen
Volumen überschreitet, kann der Erwerb nach dem
Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungs-
quoten) erfolgen; darüber hinaus können eine bevor-
rechtigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 
50 Aktien je Aktionär) sowie zur Vermeidung rechne-
rischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach
kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden.
Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der
Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen.

10



Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilen ausgeübt
werden. Der Erwerb kann innerhalb des Ermächti-
gungszeitraums bis zur Erreichung des maximalen
Erwerbsvolumens in Teiltranchen, verteilt auf ver-
schiedene Erwerbszeitpunkte, erfolgen. Der Erwerb
kann auch durch von der Bilfinger Berger AG im
Sinne von § 17 AktG abhängige Konzernunternehmen
oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte
durchgeführt werden.

b) Der Vorstand wird ermächtigt, die nach vorstehender
Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien entweder
unter Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes
allen Aktionären zum Erwerb anzubieten oder über
die Börse zu veräußern. Der Vorstand wird weiter
ermächtigt, die nach vorstehender Ermächtigung
erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des
Aufsichtsrats 

ba) in anderer Weise als über die Börse oder durch ein
an alle Aktionäre gerichtetes Veräußerungsange-
bot zu veräußern, wenn die Aktien gegen Barzah-
lung zu einem Preis veräußert werden, der den
durchschnittlichen Börsenpreis der Aktie der
Gesellschaft an den letzten drei Börsentagen vor
der endgültigen Festlegung des Veräußerungs-
preises durch den Vorstand, ermittelt auf der Basis
des arithmetischen Mittels der Schlussauktions-
preise der Bilfinger Berger-Aktie im XETRA-Han-
del der Deutsche Börse AG (oder einem vergleich-
baren Nachfolgesystem), nicht wesentlich unter-
schreitet; diese Ermächtigung beschränkt sich auf
insgesamt zehn Prozent des zum Zeitpunkt der
Beschlussfassung der Hauptversammlung am 
7. Mai 2009 oder – falls dieser Wert geringer ist –
zehn Prozent des zum Zeitpunkt der Veräußerung
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der Aktien vorhandenen Grundkapitals der Gesell-
schaft. Das Ermächtigungsvolumen verringert
sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital,
der auf Aktien entfällt oder auf den sich Wand-
lungs- und/oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus
Schuldverschreibungen beziehen, die nach Beginn
des 7. Mai 2009 unter Bezugsrechtsausschluss in
unmittelbarer, entsprechender oder sinngemäßer
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-
ben oder veräußert worden sind; oder

bb) als Gegenleistung im Rahmen des Zusammen-
schlusses mit anderen Unternehmen oder im Rah-
men des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von
Unternehmen oder Beteiligungen an Unterneh-
men anzubieten und zu übertragen; oder 

bc) ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss ein-
zuziehen; die Einziehung führt zur Kapitalherab-
setzung; der Vorstand kann abweichend hiervon
bestimmen, dass das Grundkapital bei der Einzie-
hung unverändert bleibt und sich stattdessen
durch die Einziehung der Anteil der übrigen
Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG
erhöht; der Vorstand ist für diesen Fall zur Anpas-
sung der Angabe der Zahl der Aktien in der 
Satzung ermächtigt; oder

bd) zur Erfüllung von Wandlungs- und/oder Options-
rechten bzw. -pflichten aus Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen zu verwenden,
die die Gesellschaft aufgrund der von der Haupt-
versammlung am 19. Mai 2005 unter Punkt 6 
der Tagesordnung beschlossenen Ermächtigung
unmittelbar oder durch ein Konzernunternehmen
begibt.
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Die Ermächtigungen können einmal oder mehrmals,
einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden.

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien
ist insoweit ausgeschlossen, als diese Aktien über die
Börse veräußert oder gemäß den vorstehenden
Ermächtigungen unter lit. ba), bb) oder bd) verwendet
werden. Soweit die Aktien durch ein Angebot an alle
Aktionäre veräußert werden, kann der Vorstand das
Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien mit
Zustimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge
ausschließen.
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Berichte an die Hauptversammlung

Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tagesordnung gemäß
§ 203 Abs. 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG:

Zu Punkt 6 der Tagesordnung der Hauptversammlung
am 7. Mai 2009 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat die
Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals vor. Der
Vorstand erstattet gemäß § 203 Abs. 2 in Verbindung mit
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Ermäch-
tigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionä-
re bei Ausgabe der neuen Aktien diesen Bericht, der als
Bestandteil dieser Einladung auch in der Hauptver-
sammlung und vom Tag der Bekanntmachung der Ein-
berufung der Hauptversammlung an in dem Geschäfts-
raum der Bilfinger Berger AG am Sitz der Gesellschaft in
68165 Mannheim, Carl-Reiß-Platz 1-5, ausliegt und im
Internet unter www.bilfinger.de eingesehen werden
kann sowie auf Verlangen jedem Aktionär in Abschrift
kostenlos übersandt wird:

Derzeit verfügt die Gesellschaft über ein genehmigtes
Kapital in Höhe von EUR 34.000.000,– (genehmigtes
Kapital I). Dieses lässt die Ausgabe neuer Aktien gegen
Bar- und/oder Sacheinlagen zu, wobei Kapitaler-
höhungen gegen Sacheinlagen insgesamt nur bis zu 
EUR 22.300.000,– erfolgen dürfen, und ermächtigt den
Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschlie-
ßen. Das genehmigte Kapital I läuft im Mai 2011 aus. Es
soll aber bereits im laufenden Geschäftsjahr aufgehoben
und durch ein umfangreicheres Genehmigtes Kapital
2009 ersetzt werden. Dazu soll § 4 Abs. 3 der Satzung ent-
sprechend neu gefasst werden.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vorstand zu
ermächtigen, das Grundkapital der Gesellschaft mit
Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 6. Mai 2014 um
bis zu EUR 55.500.000,– durch einmalige oder mehrmali-
ge Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2009). Das Volumen des Genehmigten
Kapitals 2009 entspricht nahezu 50 Prozent des derzeiti-
gen Grundkapitals und schöpft im Interesse einer größt-
möglichen Flexibilität für die Gesellschaft den gesetzli-
chen Höchstrahmen für genehmigtes Kapital nahezu
vollständig aus. Die neuen Aktien sind grundsätzlich den
Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand soll
jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre bei
Ausgabe der neuen Aktien in bestimmten Fällen auszu-
schließen. Die Möglichkeit eines Ausschlusses des
Bezugsrechts soll allerdings auf neue Aktien mit einem
anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt bis 
zu EUR 22.300.000,–, das entspricht etwas weniger als 
20 Prozent des derzeitigen Grundkapitals, beschränkt
sein.

Wenn den Aktionären bei einer Kapitalerhöhung grund-
sätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien einge-
räumt wird, soll der Vorstand ermächtigt sein, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Die Mög-
lichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts für Spitzen-
beträge dient dazu, ein technisch durchführbares
Bezugsverhältnis darzustellen. Die als freie Spitzen vom
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien
werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in
sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwer-
tet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der
Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.

15



Wenn den Aktionären bei einer Kapitalerhöhung grund-
sätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien einge-
räumt wird, soll der Vorstand darüber hinaus auch
ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit es
erforderlich ist, um den Inhabern und/oder Gläubigern
von Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. den
Schuldnern von Wandlungs- und/oder Optionspflichten
aus Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft
oder einem Konzernunternehmen ausgegeben worden
sind, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs-
und/oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wand-
lungs- und/oder Optionspflichten zustände. Wandel-
oder Optionsschuldverschreibungen sind zur Erleichte-
rung der Platzierbarkeit am Kapitalmarkt regelmäßig
mit einem Verwässerungsschutz versehen. Als Verwäs-
serungsschutz üblich ist ein Geldausgleich oder wahl-
weise die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Options-
preises bzw. eine Anpassung des Umtauschverhältnis-
ses. Daneben sehen Wandel- und Optionsschuldver-
schreibungsbedingungen üblicherweise vor, dass insbe-
sondere im Fall einer Kapitalerhöhung unter Einräu-
mung eines Bezugsrechts für die Aktionäre den Inhabern
oder Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten
bzw. den Schuldnern von Wandlungs- oder Options-
pflichten anstelle eines Verwässerungsschutzes durch
die vorgenannten Mechanismen ein Bezugsrecht auf
neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es auch den
Aktionären zusteht. Sie werden, wenn der Vorstand von
dieser Möglichkeit Gebrauch macht, so gestellt, als ob sie
ihr Wandlungs- oder Optionsrecht bereits ausgeübt bzw.
ihre Wandlungs- oder Optionspflicht bereits erfüllt hät-
ten. Dies hat den Vorteil, dass die Gesellschaft – im
Gegensatz zu einem Verwässerungsschutz durch Ermä-
ßigung des Wandlungs- oder Optionspreises bzw. durch
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eine Anpassung des Umtauschverhältnisses – einen
höheren Ausgabebetrag für die bei der Wandlung oder
Optionsausübung auszugebenden Aktien erzielen kann
und dafür auch keinen Geldausgleich leisten muss. Um
dies zu erreichen, ist ein Bezugsrechtsausschluss erfor-
derlich.

Der Vorstand soll aber auch ermächtigt sein, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre
auszuschließen, wenn die Kapitalerhöhung gegen Bar-
einlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die das
Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende
anteilige Betrag am Grundkapital zehn Prozent des
Grundkapitals nicht überschreitet und der Ausgabebe-
trag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits bör-
sennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung
zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabe-
betrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne
der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschrei-
tet. Maßgeblich für die Zehn-Prozent-Grenze ist dabei
entweder das zum 7. Mai 2009, das zum Zeitpunkt der
Eintragung der Ermächtigung oder das zum Zeitpunkt
der Ausgabe der neuen Aktien vorhandene Grundkapi-
tal, je nachdem zu welchem dieser Zeitpunkte der
Grundkapitalbetrag am geringsten ist. Rechtsgrundlage
für diesen Bezugsrechtsausschluss ist § 203 Abs. 1 und 2
in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Ein etwaiger
Abschlag vom maßgeblichen Börsenpreis wird voraus-
sichtlich nicht über drei Prozent, jedenfalls aber maxi-
mal bei fünf Prozent des Börsenpreises liegen. Diese
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses dient dem
Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines best-
möglichen Preises bei der Ausgabe der neuen Aktien. Die
Gesellschaft wird so in die Lage versetzt, sich aufgrund
der jeweiligen Börsenverfassung bietende Chancen
schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der
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durch eine marktnahe Preisfestsetzung erzielbare Aus-
gabebetrag führt in der Regel zu einem deutlich höheren
Mittelzufluss je neuer Aktie als im Falle einer Aktienplat-
zierung mit Bezugsrecht. Durch den Verzicht auf die zeit-
und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugsrechts
kann zudem der Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig
bietenden Marktchancen zeitnah gedeckt werden. Zwar
gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine Veröffentlichung
des Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der
Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität an den Aktien-
märkten besteht aber auch in diesem Fall ein Marktri-
siko, namentlich ein Kursänderungsrisiko, über mehrere
Tage, das zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung
des Veräußerungspreises und so zu nicht marktnahen
Konditionen führen kann. Zudem kann die Gesellschaft
bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen der Länge der
Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige Marktverhält-
nisse reagieren. Dem vorgenannten Zweck dient zwar
auch die Verwendungsermächtigung in lit. ba) des zu
Punkt 7 der Tagesordnung vorgeschlagenen Beschlusses
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien. Der
Gesellschaft soll aber die notwendige Flexibilität einge-
räumt werden, diesen Zweck auch unabhängig von
einem Rückerwerb eigener Aktien auf Grundlage der zu
Punkt 7 der Tagesordnung vorgeschlagenen Erwerbser-
mächtigung erreichen zu können. Durch eine Anrech-
nungsklausel, die im Falle anderer unter Bezugsrechts-
ausschluss in unmittelbarer, entsprechender oder sinn-
gemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
erfolgender Maßnahmen eine entsprechende Reduzie-
rung des Umfangs der Ermächtigung vorsieht, soll
zudem sichergestellt werden, dass die in § 186 Abs. 3 Satz
4 AktG vorgesehene Zehn-Prozent-Grenze unter Berück-
sichtigung aller Ermächtigungen mit der Möglichkeit
des Bezugsrechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG eingehalten wird. Die vorgeschlagene Ermächti-
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gung zum Bezugsrechtsausschluss liegt aus den genann-
ten Gründen im Interesse der Gesellschaft und ihrer
Aktionäre. Da sich der Ausgabebetrag für die neuen
Aktien am Börsenkurs zu orientieren hat und die
Ermächtigung nur einen beschränkten Umfang hat, sind
die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt. Die
Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre relative Beteili-
gung durch einen Zukauf über die Börse aufrechtzuer-
halten.

Schließlich soll der Vorstand ermächtigt sein, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats bei Kapitalerhöhungen
gegen Sacheinlagen das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen, um neue Aktien als Gegenleistung im Rah-
men des Zusammenschlusses mit anderen Unterneh-
men oder im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen,
Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unter-
nehmen zu gewähren. Zunehmend ergibt sich bei Unter-
nehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von
Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligun-
gen an Unternehmen die Notwendigkeit, als Gegenleis-
tung nicht Geld, sondern Aktien der erwerbenden Gesell-
schaft bereitzustellen. Ein Grund hierfür ist, dass für
attraktive Akquisitionsobjekte nicht selten die Bereit-
stellung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft ver-
langt wird. Außerdem kann, insbesondere wenn größere
Einheiten betroffen sind, die Gewährung neuer Aktien
als Gegenleistung aus Gründen der Liquiditätsschonung
vorteilhaft sein. Die Gesellschaft erhält mit der vorge-
schlagenen Ermächtigung die notwendige Flexibilität,
um Möglichkeiten zum Zusammenschluss und zum
Unternehmens-, Unternehmensteil- oder Beteiligungs-
erwerb unter Einbeziehung dieser Form der Gegenleis-
tung zu nutzen. Hierfür ist die vorgeschlagene Ermächti-
gung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre
erforderlich. Bei Einräumung eines Bezugsrechts sind
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nämlich der Zusammenschluss mit anderen Unterneh-
men oder der Erwerb von Unternehmen, Teilen von
Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen
gegen Gewährung neuer Aktien nicht möglich und die
damit verbundenen Vorteile nicht erreichbar. Den vorge-
nannten Zwecken dient zwar auch die Verwendungser-
mächtigung in lit. bb) des zu Punkt 7 der Tagesordnung
vorgeschlagenen Beschlusses zum Erwerb und zur Ver-
wendung eigener Aktien. Der Gesellschaft soll aber die
notwendige Flexibilität eingeräumt werden, diese Zwe-
cke auch unabhängig von einem Rückerwerb eigener
Aktien auf Grundlage der zu Punkt 7 der Tagesordnung
vorgeschlagenen und auf zehn Prozent des Grundkapi-
tals beschränkten Erwerbsermächtigung erreichen zu
können. Konkrete Pläne zur Ausübung der Ermächtigung
bestehen derzeit nicht. Wenn sich Möglichkeiten zum
Zusammenschluss mit anderen Unternehmen oder zum
Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen
oder Beteiligungen an Unternehmen konkretisieren,
wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der Mög-
lichkeit der Sachkapitalerhöhung und der Möglichkeit
des Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch machen soll. Er
wird dies nur dann tun, wenn er zu der Überzeugung
gelangt, dass der Zusammenschluss bzw. der Unterneh-
mens-, Unternehmensteil- oder Beteiligungserwerb
gegen Gewährung neuer Bilfinger Berger-Aktien im
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Der
Aufsichtsrat wird seine erforderliche Zustimmung nur
erteilen, wenn er ebenfalls zu dieser Überzeugung
gelangt. Über die Einzelheiten der Ausnutzung dieser
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss wird der
Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf
einen etwaigen Zusammenschluss oder Erwerb gegen
Gewährung von Aktien der Bilfinger Berger AG folgt.
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Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vor-
stand und Aufsichtsrat die Ermächtigungen zum Aus-
schluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus
den aufgezeigten Gründen auch unter Berücksichtigung
des bei Ausnutzung der betreffenden Ermächtigung zu
Lasten der Aktionäre eintretenden Verwässerungsef-
fekts für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den
Aktionären für angemessen.

Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG:

Zu Punkt 7 der Tagesordnung der Hauptversammlung
am 7. Mai 2009 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor,
den Vorstand zu ermächtigen, für die Gesellschaft eigene
Aktien zu erwerben und diese entweder wieder zu ver-
äußern oder ohne weiteren Beschluss der Hauptver-
sammlung einzuziehen. Der Vorstand erstattet gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des
Bezugsrechts der Aktionäre bei der Veräußerung von
eigenen Aktien diesen Bericht, der als Bestandteil dieser
Einladung auch in der Hauptversammlung und vom Tag
der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptver-
sammlung an in dem Geschäftsraum der Bilfinger Ber-
ger AG am Sitz der Gesellschaft in 68165 Mannheim,
Carl-Reiß-Platz 1-5, ausliegt und im Internet unter
www.bilfinger.de eingesehen werden kann sowie auf
Verlangen jedem Aktionär in Abschrift kostenlos über-
sandt wird:

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vorstand zu
ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die
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Gesellschaft eigene Aktien zu erwerben. Danach soll
befristet bis zum 6. November 2010 die Möglichkeit zum
Erwerb von Aktien der Gesellschaft mit einem auf diese
entfallenden Betrag am Grundkapital von insgesamt bis
zu EUR 11.158.830,–, das sind etwas weniger als zehn Pro-
zent des derzeitigen Grundkapitals, bestehen. Die
Ermächtigung soll die von der Hauptversammlung am
21. Mai 2008 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb
eigener Aktien ersetzen.

Der Rückerwerb kann nach der vorgeschlagenen
Ermächtigung über die Börse erfolgen oder mittels eines
an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Angebots.

Erfolgt der Erwerb über ein an alle Aktionäre gerichtetes
Erwerbsangebot, ist ebenso wie beim Erwerb der Aktien
über die Börse der Gleichbehandlungsgrundsatz (§ 53a
AktG) zu beachten. Übersteigt die zum festgesetzten
Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft nach-
gefragte Anzahl an Aktien, soll es möglich sein, dass der
Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien
(Andienungsquoten) erfolgt. Nur wenn im Grundsatz ein
Erwerb nach Andienungsquoten statt nach Beteiligungs-
quoten erfolgt, lässt sich das Erwerbsverfahren in einem
wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwi-
ckeln. Darüber hinaus soll es möglich sein, eine bevor-
rechtigte Annahme geringer Stückzahlen, bis zu maxi-
mal 50 Stück je Aktionär, vorzusehen. Diese Möglichkeit
dient zum einen dazu, kleine, in der Regel unwirtschaft-
liche Restbestände und eine damit möglicherweise ein-
hergehende faktische Benachteiligung von Kleinaktio-
nären zu vermeiden. Sie dient zum anderen auch der
Vereinfachung der technischen Abwicklung des
Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen Fällen eine
Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Ver-
meidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgese-
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hen werden können. Insoweit kann namentlich die
Erwerbsquote und/oder die Anzahl der vom einzelnen
andienenden Aktionär zu erwerbenden Aktien kauf-
männisch so gerundet werden, wie es erforderlich ist,
um den Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch
darzustellen. In diesen Fällen ist der Ausschluss eines
etwaigen weitergehenden Andienungsrechts erforder-
lich und nach der Überzeugung des Vorstands und des
Aufsichtsrats gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktio-
nären angemessen.

Nach der vorgeschlagenen Ermächtigung können die
eigenen Aktien unmittelbar von der Bilfinger Berger AG
oder mittelbar durch von der Bilfinger Berger AG im
Sinne von § 17 AktG abhängige Konzernunternehmen
oder durch Dritte für Rechnung der Bilfinger Berger AG
oder für Rechnung der nach § 17 AktG abhängigen Kon-
zernunternehmen der Bilfinger Berger AG erworben
werden.

Der Vorstand soll ermächtigt sein, die Aktien über die
Börse zu veräußern oder unter Wahrung des Bezugs-
rechts der Aktionäre diesen im Rahmen eines Veräuße-
rungsangebots zum Erwerb anzubieten. Der Vorstand
soll zudem ermächtigt sein, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die eigenen Aktien ohne erneuten Beschluss
der Hauptversammlung einzuziehen. Eine Einziehung
führt dabei grundsätzlich zu einer Herabsetzung des
Grundkapitals. Der Vorstand soll aber ermächtigt sein,
die Einziehung entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne
Veränderung des Grundkapitals durchzuführen. In die-
sem Fall erhöht sich der Anteil der übrigen Aktien am
Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG.

Der Vorstand soll außerdem ermächtigt sein, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats erworbene eigene Aktien mit
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einem auf diese entfallenden anteiligen Betrag am
Grundkapital von insgesamt bis zu zehn Prozent des
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptver-
sammlung am 7. Mai 2009 oder – falls dieser Wert gerin-
ger ist – bis zu zehn Prozent des zum Zeitpunkt der Ver-
äußerung der Aktien vorhandenen Grundkapitals unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar-
zahlung zu einem Betrag zu veräußern, der den durch-
schnittlichen Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft an
den letzten fünf Börsentagen vor der endgültigen Festle-
gung des Veräußerungspreises durch den Vorstand,
ermittelt auf der Basis des arithmetischen Mittels der
Schlussauktionspreise der Bilfinger Berger-Aktie im
XETRA-Handel der Deutsche Börse AG (oder Nachfolge-
system), nicht wesentlich unterschreitet. Rechtsgrundla-
ge für diesen Bezugsrechtsausschluss ist § 71 Abs. 1 Nr. 8
Satz 5 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Ein
etwaiger Abschlag vom maßgeblichen Börsenpreis wird
voraussichtlich nicht über drei Prozent, jedenfalls aber
maximal bei fünf Prozent des Börsenpreises liegen. Diese
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses dient dem
Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines best-
möglichen Preises bei der Veräußerung der eigenen
Aktien. Die Gesellschaft wird so in die Lage versetzt, sich
aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende
Chancen schnell und flexibel sowie kostengünstig zu
nutzen. Der durch eine marktnahe Preisfestsetzung
erzielbare Veräußerungserlös führt in der Regel zu
einem deutlich höheren Mittelzufluss je veräußerter
Aktie als im Falle einer Aktienplatzierung mit Bezugs-
recht. Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenauf-
wendige Abwicklung des Bezugsrechts kann zudem der
Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig bietenden Markt-
chancen zeitnah gedeckt werden. Zwar gestattet § 186
Abs. 2 Satz 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugsprei-
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ses bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist.
Angesichts der Volatilität an den Aktienmärkten besteht
aber auch in diesem Fall ein Marktrisiko, namentlich ein
Kursänderungsrisiko, über mehrere Tage, das zu Sicher-
heitsabschlägen bei der Festlegung des Veräußerungs-
preises und so zu nicht marktnahen Konditionen führen
kann. Zudem kann die Gesellschaft bei Einräumung
eines Bezugsrechts wegen der Länge der Bezugsfrist
nicht kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse reagie-
ren. Dem vorgenannten Zweck dient zwar auch das zu
Punkt 6 der Tagesordnung vorgeschlagene Genehmigte
Kapital 2009. Der Gesellschaft soll aber die Möglichkeit
eingeräumt werden, nach einem Rückerwerb eigener
Aktien diesen Zweck in geeigneten Fällen auch ohne
Durchführung einer – wegen des Erfordernisses der Han-
delsregistereintragung zeit- und unter Umständen auch
kostenaufwendigeren – Kapitalerhöhung erreichen zu
können. Durch eine Anrechnungsklausel, die im Falle
anderer unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer,
entsprechender oder sinngemäßer Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgender Maßnahmen eine
entsprechende Reduzierung des Umfangs der Ermächti-
gung vorsieht, soll zudem sichergestellt werden, dass die
in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorgesehene Zehn-Prozent-
Grenze unter Berücksichtigung aller Ermächtigungen
mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses nach
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG eingehalten wird. Die vorge-
schlagene Ermächtigung liegt aus den genannten Grün-
den im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.
Da sich der Veräußerungspreis für die zu gewährenden
eigenen Aktien am Börsenkurs zu orientieren hat und
die Ermächtigung nur einen beschränkten Umfang hat,
sind die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt.
Die Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre relative Betei-
ligung durch einen Zukauf über die Börse aufrechtzuer-
halten.
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Der Vorstand soll ferner ermächtigt sein, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats die zurückerworbenen eigenen
Aktien als Gegenleistung im Rahmen des Zusammen-
schlusses mit anderen Unternehmen oder im Rahmen
des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von Unternehmen
oder Beteiligungen an Unternehmen anzubieten und zu
übertragen. Dabei soll das Bezugsrecht der Aktionäre
ebenfalls ausgeschlossen sein. Zunehmend ergibt sich
bei Unternehmenszusammenschlüssen oder beim
Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen
oder Beteiligungen an Unternehmen die Notwendigkeit,
als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien der erwer-
benden Gesellschaft bereitzustellen. Ein Grund hierfür
ist, dass für attraktive Akquisitionsobjekte nicht selten
die Bereitstellung von Aktien der erwerbenden Gesell-
schaft verlangt wird. Außerdem kann die Bereitstellung
von Aktien aus dem Bestand der Gesellschaft vorteilhaf-
ter sein als eine Veräußerung dieser Aktien zur Generie-
rung der für eine Akquisition benötigten Geldmittel, da
es durch die Veräußerung zu negativen Kurseffekten
kommen kann. Die Gesellschaft erhält mit der Ermächti-
gung die notwendige Flexibilität, um Möglichkeiten
zum Zusammenschluss und zum Unternehmens-, Unter-
nehmensteil- oder Beteiligungserwerb unter Einbezie-
hung dieser Form der Gegenleistung zu nutzen. Hierfür
ist der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der
Aktionäre erforderlich. Bei Einräumung eines Bezugs-
rechts sind hingegen der Zusammenschluss mit anderen
Unternehmen oder der Erwerb von Unternehmen, Teilen
von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen
gegen Gewährung eigener Aktien nicht möglich und die
damit verbundenen Vorteile nicht erreichbar. Den vorge-
nannten Zwecken dient zwar auch das zu Punkt 6 der
Tagesordnung vorgeschlagene Genehmigte Kapital
2009. Der Gesellschaft soll aber die Möglichkeit einge-
räumt werden, nach einem Rückerwerb eigener Aktien
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diese Zwecke in geeigneten Fällen auch ohne Durchfüh-
rung einer – wegen des Erfordernisses der Handelsregis-
tereintragung zeit- und unter Umständen auch kosten-
aufwendigeren – Kapitalerhöhung erreichen zu können.
Konkrete Pläne zur Ausübung der Ermächtigung beste-
hen derzeit nicht. Wenn sich Möglichkeiten zum Zusam-
menschluss mit anderen Unternehmen oder zum Erwerb
von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Betei-
ligungen an Unternehmen konkretisieren, wird der Vor-
stand sorgfältig prüfen, ob er von der Möglichkeit zur
Gewährung eigener Aktien Gebrauch machen soll. Er
wird dies nur dann tun, wenn er zu der Überzeugung
gelangt, dass der Zusammenschluss bzw. der Unterneh-
mens-, Unternehmensteil- oder Beteiligungserwerb
gegen Gewährung von Bilfinger Berger-Aktien im wohl-
verstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Der Auf-
sichtsrat wird seine erforderliche Zustimmung zur Ver-
wendung der eigenen Aktien zu diesem Zweck nur ertei-
len, wenn er ebenfalls zu dieser Überzeugung gelangt.
Über die Einzelheiten der Ausnutzung dieser Ermächti-
gung wird der Vorstand in der Hauptversammlung
berichten, die auf einen etwaigen Zusammenschluss
oder Erwerb gegen Gewährung von Aktien der Bilfinger
Berger AG folgt.

Darüber hinaus soll die Möglichkeit bestehen, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats die zurückerworbenen
Aktien auch zur Erfüllung von Wandlungs- und/oder
Optionsrechten bzw. -pflichten aus Schuldverschreibun-
gen zu verwenden, die die Gesellschaft aufgrund der von
der Hauptversammlung am 19. Mai 2005 unter Punkt 6
der Tagesordnung beschlossenen Ermächtigung unmit-
telbar oder durch ein Konzernunternehmen begibt. Zur
Erfüllung der sich aus diesen Schuldverschreibungen
ergebenden Rechte bzw. Pflichten zum Bezug von Aktien
der Gesellschaft kann es bisweilen zweckmäßig sein, an
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Stelle einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene
Aktien einzusetzen; denn insoweit handelt es sich um
ein geeignetes Mittel, um einer Verwässerung des Kapi-
talbesitzes und des Stimmrechts der Aktionäre entge-
genzuwirken, wie sie in gewissem Umfang bei der Erfül-
lung dieser Rechte bzw. Pflichten mit neu geschaffenen
Aktien eintreten kann. Die Ermächtigung sieht daher die
Möglichkeit einer entsprechenden Verwendung der
eigenen Aktien vor. Insoweit soll das Bezugsrecht der
Aktionäre ebenfalls ausgeschlossen sein. Der von der
Hauptversammlung am 19. Mai 2005 unter Punkt 6 der
Tagesordnung gefasste Ermächtigungsbeschluss kann
als Bestandteil der notariellen Niederschrift über die sei-
nerzeitige Hauptversammlung beim Handelsregister in
Mannheim eingesehen werden. Er ergibt sich zudem aus
der Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung vom
19. Mai 2005, die im elektronischen Bundesanzeiger
unter dem 8. April 2005 veröffentlicht ist. Der Wortlaut
des Ermächtigungsbeschlusses liegt seit der Einberu-
fung der diesjährigen Hauptversammlung in dem
Geschäftsraum der Bilfinger Berger AG am Sitz der
Gesellschaft in 68165 Mannheim, Carl-Reiß-Platz 1-5,
sowie während der Hauptversammlung zur Einsichtnah-
me der Aktionäre aus. Er kann auch im Internet unter
www.bilfinger.de eingesehen werden; eine Abschrift
wird jedem Aktionär auf Verlangen kostenlos übersandt.

Soweit die Aktien durch ein Angebot an alle Aktionäre
veräußert werden, soll der Vorstand schließlich ermäch-
tigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das
Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien für
Spitzenbeträge auszuschließen. Die Möglichkeit des Aus-
schlusses des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient
dazu, ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis
darzustellen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der
Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden
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entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger
Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der
mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der
Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vor-
stand und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts
in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen
auch unter Berücksichtigung des zu Lasten der Aktionä-
re möglichen Verwässerungseffekts für sachlich gerecht-
fertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen.
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre
berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmel-
den und der Gesellschaft ihren Anteilsbesitz nachwei-
sen. Die Anmeldung muss in deutscher oder englischer
Sprache abgefasst sein. Der Nachweis des Anteilsbesit-
zes muss durch einen von dem depotführenden Institut
in Textform erstellten und in deutscher oder englischer
Sprache abgefassten Nachweis erfolgen. Der Nachweis
des depotführenden Instituts hat sich auf den Beginn
des 16. April 2009 (0:00 Uhr Mitteleuropäische Sommer-
zeit – MESZ) zu beziehen. Sowohl die Anmeldung als
auch der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der
Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf des 30. April
2009 unter der Adresse:

Bilfinger Berger AG
c/o Dresdner Bank AG
WASHV dwpbank AG
Wildunger Straße 14
60487 Frankfurt am Main

oder per Telefax unter der Nummer:
+49 (0) 69 5099-1110

oder per E-Mail unter der Adresse:
hv-eintrittskarten@dwpbank.de

zugehen.
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Eintrittskarten

Nach rechtzeitigem Eingang ihrer Anmeldung und des
Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft
unter der oben angegebenen Adresse (bzw. Telefax-
Nummer oder E-Mail-Adresse) werden den Aktionären
Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt.
Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten sicherzu-
stellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die
Anmeldung und die Übermittlung des Nachweises ihres
Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen.

Freie Verfügung über die Aktien

Die Anmeldung zur Hauptversammlung hindert die
Aktionäre nicht an der freien Verfügung über ihre
Aktien.

Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptver-
sammlung auch durch einen Bevollmächtigten, bei-
spielsweise durch das depotführende Institut, eine
Aktionärsvereinigung oder durch eine andere Person sei-
ner Wahl ausüben lassen. Sofern nicht ein Kreditinstitut
oder eine Aktionärsvereinigung oder eine diesen nach 
§ 135 Abs. 9 oder § 135 Abs. 12 in Verbindung mit § 125 Abs.
5 AktG gleichgestellte Institution oder Person bevoll-
mächtigt werden, muss die Vollmacht schriftlich erteilt
werden.

Wir bieten unseren Aktionären an, von der Gesellschaft
benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter
bereits vor der Hauptversammlung zu bevollmächtigen.
Die Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten
Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen möchten,
benötigen hierzu eine Eintrittskarte zur Hauptversamm-
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lung. Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarte
sicherzustellen, sollten Anmeldung und Nachweisüber-
mittlung möglichst frühzeitig erfolgen. Die von der
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter benötigen
in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimm-
rechts. Ohne diese Weisungen werden sie von der Voll-
macht keinen Gebrauch machen. Die von der Gesellschaft
benannten Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, wei-
sungsgemäß abzustimmen. Die notwendigen Unterlagen
und Informationen erhalten die Aktionäre zusammen
mit der Eintrittskarte.

Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft
benannten Stimmrechtsvertreter müssen bis zum Ablauf
des 5. Mai 2009 bei der Gesellschaft eingegangen sein,
andernfalls können sie nicht berücksichtigt werden.

Bereitstellung von Unterlagen

Der Jahresabschluss, der Konzernabschluss, der Lagebe-
richt der Bilfinger Berger AG, der Konzernlagebericht, der
Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2008, der
erläuternde Bericht des Vorstands zu den Angaben nach 
§ 289 Abs. 4, § 315 Abs. 4 HGB, der Vorschlag des Vorstands
für die Verwendung des Bilanzgewinns sowie die Vor-
standsberichte zu den Tagesordnungspunkten 6 und 7,
die vorstehend vollständig wiedergegeben sind, liegen 
in unserem Geschäftsraum am Sitz der Gesellschaft in
68165 Mannheim, Carl-Reiß-Platz 1-5, und in der Haupt-
versammlung für unsere Aktionäre zur Einsicht aus. Von
diesen Unterlagen wird jedem Aktionär auf Verlangen
eine kostenlose Abschrift erteilt.

Die vollständige Tagesordnung, die am 25. März 2009 im
elektronischen Bundesanzeiger veröffentlicht wurde,
und weitere Unterlagen stehen im Internet unter
www.bilfinger.de zum Download bereit.
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Gegenanträge

Wenn Sie Gegenanträge gemäß § 126 AktG zu Vorschlä-
gen von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimm-
ten Punkt der Tagesordnung oder Wahlvorschläge
gemäß § 127 AktG für die Wahl von Abschlussprüfern
haben, sind diese ausschließlich an:

Bilfinger Berger AG
CEO-Office
Carl-Reiß-Platz 1-5
68165 Mannheim

oder per Telefax an die Nummer:
+49 (0) 621 459-2221

zu richten. Wir werden zugänglich zu machende Anträge
und Wahlvorschläge von Aktionären, wenn sie spätes-
tens zwei Wochen vor dem Tag der Hauptversammlung
unter der genannten Adresse (bzw. Telefax-Nummer)
eingegangen sind, sowie eventuelle Stellungnahmen der
Verwaltung unter der Internetadresse www.bilfinger.de
veröffentlichen.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Die Gesamtzahl der ausgegebenen Aktien der Bilfinger
Berger AG, die sämtlich mit jeweils einem Stimmrecht
versehen sind, beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der
Hauptversammlung Stück 37.196.102 (Angabe nach § 30b
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Alt. 2 WpHG).

Mannheim, im März 2009

Bilfinger Berger AG
Der Vorstand
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Zentrale
Carl-Reiß-Platz 1-5
68165 Mannheim
Telefon + 49 (0) 621 459-0
Telefax + 49 (0) 621 459-2366
www.bilfinger.de

Vorsitzender des Aufsichtsrats
Bernhard Walter

Vorstand
Herbert Bodner, Vorsitzender  
Joachim Müller
Dr. Joachim Ott
Klaus Raps
Kenneth D. Reid
Prof. Hans Helmut Schetter
Dr. Jürgen M. Schneider 

Zentrale und Sitz der Gesellschaft
Mannheim
Amtsgericht Mannheim HRB 4444

ISIN DE0005909006
Wertpapier-Kenn-Nr. 590 900
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